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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens 
für das Jahr 1991 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 1991) 
— Drucksachen 11/8002, 11/8206 — 

Bericht der Abgeordneten Rossmanith, Dr. Weng (Gerlingen), Esters 
und Frau Vennegerts 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, den Wirt-
schaftsplan des ERP-Sondervermögens für das Jahr 
1991 festzustellen. Der Wirtschaftsplan 1991 berück-
sichtigt Gesamtausgaben von 7,499 Mrd. DM zur För-
derung der deutschen Wirtschaft, die mit einem Teil-
betrag von 1,5 Mrd. DM als Finanzierungshilfe für In-
vestitionen auf dem Gebiet der früheren Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
vorgesehen ist. 

Der vorliegende Gesetzentwurf führt im Haushalts-
jahr 1991 zu Ausgaben des Bundes von 500 Mio. DM, 
die auf Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt für 
Kredite für Investitionen in der früheren Deutschen 
Demokratischen Republik zurückgehen. Die Ausga-
ben des Bundes sind im Entwurf des Bundeshaushalts 
1991 zu berücksichtigen. 

Der Haushaltsausschuß hat dem federführenden Aus-
schuß für Wirtschaft empfohlen, die Ausgabeermäch-
tigung für Finanzierungshilfen für Investitionen in der 
früheren Deutschen Demokratischen Republik und in 
Berlin (Ost) um 4,5 Mrd. DM anzuheben. Die Ausga

-

ben sollen in voller Höhe durch Kreditaufnahme fi-
nanziert werden. Die Zinsdifferenz zwischen den 
ERP-Krediten und den vom Sondervermögen aufzu-
nehmenden Kapitalmarktmitteln soll bis zu einer 
Höhe von durchschnittlich 2,75 v. H. aus dem Bundes-
haushalt erstattet werden. Mehrausgaben des Bundes 
für die Zahlung der Zinszuschüsse entstehen erstmals 
im Haushaltsjahr 1993. Der vorliegende Entwurf eines 
Dritten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 1990 be-
rücksichtigt bei Kapitel 60 04 Titel 625 01 eine Ver-
pflichtungsermächtigung in Höhe von insgesamt 
1,45 Mio. DM. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist unter Einbezie-
hung der Empfehlung des Haushaltsausschusses mit 
der Haushaltslage des Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Ausschuß für Wirtschaft keine An-
derungen empfiehlt, deren haushaltsmäßige Auswir-
kungen wesentlich über die Empfehlung des Haus-
haltsausschusses hinausgehen. 

Bonn, den 11. Oktober 1990 
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